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Verhandlungsverfahren 
[bookmark: _Hlk111715766]mit Teilnahmewettbewerb
„Rahmenvereinbarung Mobilfunk“



Vordrucke
Teilnahmewettbewerb
Dieses Dokument ist urheberrechtlich geschützt.
Die unbefugte Vervielfältigung, Umgestaltung, Bearbeitung, Verbreitung oder öffentliche Wiedergabe dieses Dokuments oder eines Teils davon ist unzulässig. Ein Verstoß wird sowohl straf- als auch zivilrechtlich verfolgt.



Hinweis: In den nachfolgenden Vordrucken wird aus Gründen der Lesbarkeit statt der „Ich/Wir“ allein die „Ich“-Form verwendet.
Die nachfolgenden Vordrucke sind zur Erstellung und Einreichung eines Teilnahmeantrags zu verwenden!
Die nachfolgenden Vordrucke dienen zugleich als für den Teilnahmeantrag abschließende, vom Auftraggeber zur Verfügung gestellte Liste über verlangte Nachweise/ Erklärungen. 
In den Vordrucken ist jeweils an den vorgesehenen Stellen der Name der erklärenden Person anzugeben. 
Hiermit erklären wir, dass die folgenden Angaben wahrheitsgemäß und vollständig sind:


V 01 – Daten des Bieters/BieGe/Unternehmen
[bookmark: _Hlk213254073]Ich bin/ Wir sind:
|_| Bieter 
|_| Mitglied der Bietergemeinschaft
|_| Drittunternehmen (mit Eignungsleihe)
|_| Nachunternehmer (ohne Eignungsleihe)
	Name des Unternehmens

	     


Vom Bieter/Drittunternehmen/Nachunternehmer vollständig auszufüllen:
	[bookmark: _Hlk213161010][bookmark: _Hlk213162358]Anschrift 
(Hauptbetrieb, Straße und Hausnummer)
	     

	Postanschrift  des Bieters:
	     

	Ansprechpartner:
	     

	Telefon:
	     

	E-Mail:
	     

	Wirtschafts-Identifikations-Nr. (wenn vorhanden):
	     

	Steuernummer:
	     

	USt.-Identifikationsnummer (wenn vorhanden):
	     

	Handelsregister-Nr. (wenn vorhanden)
	     

	Zuständiges Amtsgericht
	     


Nachfolgende Angabe wird für statistische Zwecke (VergStatVO) benötigt:
	Bitte ankreuzen
	Bezeichnung
	Beschäftigte
	Jahresumsatz in €
	Jahresbilanz-summe in €

	☐
	mittleres Unternehmen
	< 250
	< 50. Mio.
	< 43 Mio.

	☐
	kleines Unternehmen
	< 50 
	< 10. Mio.
	< 10 Mio.

	☐
	Kleinstunternehmen
	< 10 
	< 2. Mio.
	< 2. Mio.

	☐
	Auf mein Unternehmen trifft keine der o.g. Angaben zu


Für den Fall, dass sich die o.g. Angaben während des Vergabeverfahrens ändern, ist die Änderung vom Bieter unverzüglich der Vergabestelle anzuzeigen.

V 02 – Bietergemeinschaftserklärung
[Hinweis: Nur auszufüllen, sofern als Bietergemeinschaft teilgenommen/angeboten wird!]
Für die Bietergemeinschaft 
	     


[bookmark: _Hlk213162255]______________________________________________________________
[Name und Rechtsform]
und zugleich für die nachfolgend genannten Mitglieder der Bietergemeinschaft erklären wir hiermit, dass
· alle Mitglieder der gebildeten Bietergemeinschaft aufgeführt sind,
· die Bildung einer Bietergemeinschaft durch die vorgenannten Mitglieder rechtlich, insbesondere kartell-, wettbewerbs- und vergaberechtlich, zulässig ist, 
· die Bietergemeinschaft dem Auftraggeber im Falle der Zuschlagserteilung gesamtschuldnerisch haftet und
· für das Vergabeverfahren sowie den Abschluss und die Durchführung des Vertrages folgendes Mitglied der Bietergemeinschaft (Mitglied 1)
	     


______________________________________________________________
[Name Mitglied 1]
von den Mitgliedern der Bietergemeinschaft bevollmächtigt ist und die Bietergemeinschaft sowie die Bietergemeinschaftsmitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechtsverbindlich vertritt.
[bookmark: _Hlk213162608]Mitglied 1 (zugleich vertretungsberechtigtes Mitglied):
	Name des Unternehmens:
	     

	Postanschrift des Unternehmens:
	     

	Telefon:
	     

	E-Mail:
	     

	Wirtschafts-Identifikations-Nr. (wenn vorhanden):
	     

	Steuernummer (wenn vorhanden):
	     

	USt.-Identifikationsnummer (wenn vorhanden):
	     

	Handelsregister-Nr. (wenn vorhanden):
	     

	Zuständiges Amtsgericht
	     

	

	     
	     

	Ort & Datum
	Name der erklärenden Person



Mitglied 2:
	[bookmark: _Hlk213163097]Name des Unternehmens:
	     

	Postanschrift des Unternehmens:
	     

	Telefon:
	     

	E-Mail:
	     

	Wirtschafts-Identifikations-Nr. (wenn vorhanden):
	     

	Steuernummer:
	     

	USt.-Identifikationsnummer (wenn vorhanden):
	     

	Handelsregister-Nr. (wenn vorhanden):
	     

	Zuständiges Amtsgericht
	     

	

	     
	     

	Ort & Datum
	Name der erklärenden Person


Mitglied 3:
	[bookmark: _Hlk213163361]Name des Unternehmens:
	     

	Postanschrift des Unternehmens:
	     

	Telefon:
	     

	E-Mail:
	     

	Wirtschafts-Identifikations-Nr. (wenn vorhanden):
	     

	Steuernummer:
	     

	USt.-Identifikationsnummer (wenn vorhanden):
	     

	Handelsregister-Nr. (wenn vorhanden):
	     

	Zuständiges Amtsgericht
	     

	

	     
	     

	Ort & Datum
	Name der erklärenden Person


[Liste bei Bedarf bitte um weitere Mitglieder ergänzen]


Hinweise für Bietergemeinschaft:
[bookmark: _Hlk213226797]Im Falle einer Bietergemeinschaft sind mit dem Teilnahmeantrag die nachfolgenden Unterlagen vorzulegen:
· Für jedes einzelne Mitglied der Bietergemeinschaft gesondert:
	[bookmark: _Hlk213163726]Checkliste:
	

	☐
	V 01 – Daten des Mitglieds der Bietergemeinschaft

	☐
	V 05 – Nachweis über die erlaubte Berufsausübung

	☐
	V 10 – Eigenerklärung gem. § 123 GWB

	☐
	V 11 – Eigenerklärung gem. § 124 GWB

	☐
	V 12 – Sonstige Eigenerklärungen


· Für die Bietergemeinschaft insgesamt:
	Checkliste:
	

	☐
	V 02 – Bietergemeinschaftserklärung


Die in der EU-Bekanntmachung aufgeführten Unterlagen zum Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit und Unterlagen zum Nachweis der beruflichen und technischen Leistungsfähigkeit können für die Bietergemeinschaft insgesamt vorgelegt werden.


V 03 – Eignungsleihe wirtschaftliche & finanzielle Leistungsfähigkeit
Angabe von eignungsrelevanten Unternehmen nach § 47 Abs. 1 S. 1 VgV hinsichtlich der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit
[bookmark: _Hlk155362324][bookmark: _Hlk155362759]Zum Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit bezüglich
· Betriebshaftpflichtversicherung oder vergleichbare Versicherung (V 06)
· Eigenerklärung zum Umsatz sowie zum Umsatz im Tätigkeitsbereich des Auftrags (V 07)
bediene ich mich der Fähigkeiten des/der nachfolgend benannten anderen Unternehmens/Unternehmen nach § 47 Abs. 1 S. 1 VgV:
[bookmark: _Hlk213228489]Eignungsverleiher 1:
	Für das Eignungskriterium zum Nachweis der wirtschaftlichen & finanziellen Leistungsfähigkeit:
	     



	Name des Unternehmens:
	     

	Postanschrift des Unternehmens:
	     

	Telefon:
	     

	E-Mail:
	     

	Wirtschafts-Identifikations-Nr. (wenn vorhanden):
	     

	Steuernummer:
	     

	USt.-Identifikationsnummer (wenn vorhanden):
	     

	Handelsregister-Nr. (wenn vorhanden):
	     

	Zuständiges Amtsgericht
	     

	

	     
	     

	Ort & Datum
	Name der erklärenden Person


Eignungsverleiher 2:
	Für das Eignungskriterium zum Nachweis der wirtschaftlichen & finanziellen Leistungsfähigkeit:
	     



	Name des Unternehmens:
	     

	Postanschrift des Unternehmens:
	     

	Telefon:
	     

	E-Mail:
	     

	Wirtschafts-Identifikations-Nr. (wenn vorhanden):
	     

	Steuernummer:
	     

	USt.-Identifikationsnummer (wenn vorhanden):
	     

	Handelsregister-Nr. (wenn vorhanden):
	     

	Zuständiges Amtsgericht
	     

	

	     
	     

	Ort & Datum
	Name der erklärenden Person


Eignungsverleiher 3:
	Für das Eignungskriterium zum Nachweis der wirtschaftlichen & finanziellen Leistungsfähigkeit:
	     



	Name des Unternehmens:
	     

	Postanschrift des Unternehmens:
	     

	Telefon:
	     

	E-Mail:
	     

	Wirtschafts-Identifikations-Nr. (wenn vorhanden):
	     

	Steuernummer:
	     

	USt.-Identifikationsnummer (wenn vorhanden):
	     

	Handelsregister-Nr. (wenn vorhanden):
	     

	Zuständiges Amtsgericht
	     

	

	     
	     

	Ort & Datum
	Name der erklärenden Person



[Liste bei Bedarf bitte um weitere Eignungsverleiher ergänzen.]

Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Eignungsverleiher nicht nur ein selbständiges, von dem Bieter bzw. der Bietergemeinschaft rechtlich verschiedenes Unternehmen sein kann, sondern hierunter auch ein konzernverbundenes/-angehöriges Unternehmen zu verstehen ist.
[bookmark: _Hlk155362620]Fügen Sie Ihrem Teilnahmeantrag an dieser Stelle die geforderten Eignungsunterlagen zum Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit für diese benannten dritten Unternehmen in dem Umfang bei, in dem Sie sich wie oben angegeben auf die Fähigkeiten der Dritten zum Nachweis Ihrer wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit berufen.
Im Falle einer Eignungsleihe sind zudem vom Bieter bzw. der Bietergemeinschaft die nachfolgenden Unterlagen des jeweiligen Eignungsverleihers mit dem Teilnahmeantragvorzulegen:
	Checkliste:
	

	☐
	Geforderte Unterlagen des Eignungsverleihers

	☐
	V 01 – Daten des Unternehmens/Eignungsverleihers

	☐
	V 05 – Nachweis über die erlaubte Berufsausübung

	☐
	V 10 – Eigenerklärung gem. § 123 GWB

	☐
	V 11 – Eigenerklärung gem. § 124 GWB

	☐
	V 12 – Sonstige Eigenerklärung





V 04 – Eignungsleihe berufliche & technische Leistungsfähigkeit
Angabe von eignungsrelevanten Unternehmen nach § 47 Abs. 1 S. 1 VgV hinsichtlich der beruflichen und technischen Leistungsfähigkeit
[bookmark: _Hlk155362358]Zum Nachweis der beruflichen und technischen Leistungsfähigkeit bezüglich
· Zertifizierung nach DIN EN ISO 27001 (V 08)
· Darstellung Referenzen (V 09)

bediene ich mich der Fähigkeiten des/der nachfolgend benannten anderen Unternehmens/Unternehmen nach § 47 Abs. 1 S. 1 VgV:
Eignungsverleiher 1:
	Für das Eignungskriterium zum Nachweis der beruflichen & technischen Leistungsfähigkeit:
	     



	Name des Unternehmens:
	     

	Postanschrift des Unternehmens:
	     

	Telefon:
	     

	E-Mail:
	     

	Wirtschafts-Identifikations-Nr. (wenn vorhanden):
	     

	Steuernummer:
	     

	USt.-Identifikationsnummer (wenn vorhanden):
	     

	Handelsregister-Nr. (wenn vorhanden):
	     

	Zuständiges Amtsgericht
	     

	

	     
	     

	Ort & Datum
	Name der erklärenden Person


Eignungsverleiher 2:
	Für das Eignungskriterium zum Nachweis der beruflichen & technischen Leistungsfähigkeit:
	     



	Name des Unternehmens:
	     

	Postanschrift des Unternehmens:
	     

	Telefon:
	     

	E-Mail:
	     

	Wirtschafts-Identifikations-Nr. (wenn vorhanden):
	     

	Steuernummer:
	     

	USt.-Identifikationsnummer (wenn vorhanden):
	     

	Handelsregister-Nr. (wenn vorhanden):
	     

	Zuständiges Amtsgericht
	     

	

	     
	     

	Ort & Datum
	Name der erklärenden Person


Eignungsverleiher 3:
	Für das Eignungskriterium zum Nachweis der beruflichen & technischen Leistungsfähigkeit:
	     



	Name des Unternehmens:
	     

	Postanschrift des Unternehmens:
	     

	Telefon:
	     

	E-Mail:
	     

	Wirtschafts-Identifikations-Nr. (wenn vorhanden):
	     

	Steuernummer:
	     

	USt.-Identifikationsnummer (wenn vorhanden):
	     

	Handelsregister-Nr. (wenn vorhanden):
	     

	Zuständiges Amtsgericht
	     

	

	     
	     

	Ort & Datum
	Name der erklärenden Person



[Liste bei Bedarf bitte um weitere Eignungsverleiher ergänzen.]


Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Eignungsverleiher nicht nur ein selbständiges, von dem Bieter bzw. der Bietergemeinschaft rechtlich verschiedenes Unternehmen sein kann, sondern hierunter auch ein konzernverbundenes/-angehöriges Unternehmen zu verstehen ist.
Fügen Sie Ihrem Teilnahmeantrag an dieser Stelle die geforderten Eignungsunterlagen zum Nachweis der beruflichen und technischen Leistungsfähigkeit für diese benannten dritten Unternehmen in dem Umfang bei, in dem Sie sich wie oben angegeben auf die Fähigkeiten der Dritten zum Nachweis Ihrer beruflichen und technischen Leistungsfähigkeit berufen.
Im Falle einer Eignungsleihe sind zudem vom Bieter bzw. der Bietergemeinschaft die nachfolgenden Unterlagen des jeweiligen Eignungsverleihers mit dem Teilnahmeantrag vorzulegen:
	Checkliste:
	

	☐
	Geforderten Eignungsunterlagen des Eignungsverleihers 

	☐
	V 01 – Daten des Unternehmens/Eignungsverleihers

	☐
	V 05 – Nachweis über die erlaubte Berufsausübung

	☐
	V 10 – Eigenerklärung gem. § 123 GWB

	☐
	V 11 – Eigenerklärung gem. § 124 GWB

	☐
	V 12 – Sonstige Eigenerklärung




[bookmark: _Hlk155362657]V 05 - Nachweis über die erlaubte Berufsausübung
[bookmark: _Hlk155362482]Nachweis über die erlaubte Berufsausübung, je nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des Landes, in dem das Unternehmen ansässig ist, entweder über die Eintragung in das Berufs- oder Handelsregister dieses Staates (in nicht beglaubigter Kopie) oder durch Nachweis auf andere Weise. Vorgenannte Unterlagen dürfen im Zeitpunkt des Ablaufes der Teilnahmefrist nicht älter als 6 Monate sein. (Mindestanforderung)
____________________________________
Hinweise:
Fügen Sie Ihrem Teilnahmeantrag an dieser Stelle den oben genannten Nachweis bei!
Im Falle einer Bietergemeinschaft fügen Sie Ihrem Teilnahmeantrag die Nachweise jeweils von allen Mitgliedern der Bietergemeinschaft bei.
Im Falle einer Eignungsleihe (§ 47 Abs. 1 S. 1 VgV) fügen Sie Ihrem Teilnahmeantrag die Nachweise jeweils von allen benannten dritten Unternehmen bei.


[bookmark: _Hlk155362581]V 06 – Betriebshaftpflichtversicherung oder vergleichbare 
Versicherung
[bookmark: _Hlk170310723]Nachweis einer bestehenden, aktuell gültigen Betriebshaftpflichtversicherung oder einer vergleichbaren marktüblichen Versicherung mit einer Deckungssumme in Höhe von mind. EUR 1.000.000 pro Jahr und Schadensfall jeweils für Personen-, Sach- und Vermögensschäden einschließlich Haftpflichtansprüchen für Datenschutzverstöße oder Datenverlust (Mindestanforderung).
Zusätzliche, flankierende Eigenerklärung (nur sofern erforderlich – dann aber Mindestanforderung):
|_| Sofern mein/unser aktueller Nachweis der Betriebshaftpflichtversicherung den Versicherungsschutz für Haftpflichtansprüche wegen Datenschutzverstößen oder Datenverlust nicht explizit ausweist, erkläre/n ich/wir hiermit, dass dieser Versicherungsschutz von meiner/unserer Betriebshaftpflichtversicherung im geforderten Umfang abgedeckt ist. Das Bedingungswerk reiche/n ich/wir auf Nachfrage nach.
	     
	     

	Ort & Datum
	Name der erklärenden Person


oder
[bookmark: _Hlk213265679]Eigenerklärung hinsichtlich des Nachweises Betriebshaftpflichtversicherung oder vergleichbarer Versicherung
[bookmark: _Hlk213254056][bookmark: _Hlk213251679]Das Unternehmen erklärt, dass es im Auftragsfall bereit ist, eine entsprechende Versicherung auf erstes Anfordern des Auftraggebers abzuschließen (Mindestanforderung, wenn keine Betriebshaftpflichtversicherung nach oben genannten Anforderungen nachgewiesen wird).
	     
	     

	Ort & Datum
	Name der erklärenden Person



Im Falle der Eigenerklärung hinsichtlich des Nachweises Betriebshaftpflichtversicherung oder vergleichbarer Versicherung ist Ihrem Teilnahmeantrag zudem die Erklärung eines Versicherers (in unbeglaubigter Kopie) beizufügen, dass dieser im Auftragsfall zum Abschluss einer entsprechenden Versicherung mit Ihrem Unternehmen bereit ist. 

[bookmark: _Hlk166230408][bookmark: _Hlk213252836][bookmark: _Hlk216107867]V 07 – Eigenerklärung zum Umsatz
[bookmark: _Hlk170310864]Gesamtumsatz des Unternehmens bezogen auf die letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre (Mindestanforderung: 20.000.000 Euro im Durchschnitt der letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre).
[bookmark: _Hlk216087331]Geschäftsjahr: 			Umsatz:			____€

Geschäftsjahr: 			Umsatz: 			____€

Geschäftsjahr: 			Umsatz: 			____€

Umsatz für den Tätigkeitsbereich, der Gegenstand der Ausschreibung ist, jeweils bezogen auf die letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahre (Mindestanforderung: […] Euro im Durchschnitt der letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre):
Geschäftsjahr: 			Umsatz:			____€

Geschäftsjahr: 			Umsatz: 			____€

Geschäftsjahr: 			Umsatz: 			____€



	     
	     

	Ort & Datum
	Name der erklärenden Person



[bookmark: _Hlk213253436]

[bookmark: _Hlk216108151]V 08 – Zertifizierung nach DIN/EN/IEC 27001
Zertifizierung nach DIN/EN/IEC 27001 oder eine gleichwertige Bescheinigung von akkreditierten Stellen in anderen Mitgliedstaaten. (Mindestanforderung)

Der Nachweis hat durch Vorlage eines gültigen Zertifikates nach DIN/EN/IEC 27001 oder einer gleichwertigen Bescheinigung von einer akkreditierten Stelle in anderen Mitgliedstaaten zu erfolgen (maßgeblicher Zeitpunkt: Ablauf der Teilnahmeantragsfrist). Bei Vorlage eines nach DIN/EN/IEC 27001 gleichwertigen Zertifikates ist der Bieter für die Gleichwertigkeit darlegungs- und beweispflichtig. Zur Darlegung der Gleichwertigkeit hat der Bieter eine vergleichende Beschreibung der Anforderungen für die Erteilung der Bescheinigungen von einer akkreditierten Stelle in anderen Mitgliedstaat zur DIN/EN/IEC 27001 beizufügen.







Fügen Sie Ihrem Teilnahmeantrag an dieser Stelle den oben genannten Nachweis wie verlangt bei.

Hinweis: 

Die Vorlage einer nicht beglaubigten Kopie ist für den Nachweis der Zertifizierung ausreichend.



V 09 – Darstellung Referenzen
Darstellung von mindestens drei aussagekräftigen und mit dem Auftrag vergleichbaren Referenzprojekten als leistungsverantwortliches Unternehmen (vertraglicher Auftragnehmer des Referenzauftraggebers), über Leistungen, welche innerhalb der letzten drei Jahren erfolgreich erbracht wurden (Stichtag: Ablauf der Teilnahmeantragsfrist) (Mindestanforderung).
Das Referenzprojekt ist vergleichbar, wenn die Referenz mindestens folgende Leistungsbestandteile umfasst:
· Mobilfunkleistungen für Sprach- und Datenkommunikation,
· mindestens 2.000 Mobilfunkverträge oder Mobilfunkanschlüsse,
· Bereitstellung und Verwaltung von SIM-Karten,
· Bereitstellung und Verwaltung von eSIMs,
· Bereitstellung und Verwaltung von Mehrfach-SIM bzw. Multi-SIM,
· SMS und Roaming,
· Lieferung von Mobilfunktelefonen,
· Lieferung von Zubehör,
· Kundenportal oder vergleichbare Verwaltungslösung zur Verwaltung und Anpassung von Mobilfunkverträgen,
· fester Service-Manager oder fester direkter Ansprechpartner,
· Servicehotline,
· Gewährleistungs- bzw. Garantieabwicklung für Hardware,
· Unterstützung bei Transition, Migration oder Rufnummernportierung.

Für jede Referenz sind mindestens folgende Angaben zu machen:
· Name des Referenznehmers,
· Name des Referenzgebers,
· vollständige Anschrift des Referenzgebers,
· Ansprechpartner beim Referenzgeber,
· Telefonnummer und E-Mail-Adresse des Ansprechpartners,
· Leistungszeitraum,
· Anzahl der Mobilfunkverträge bzw. Mobilfunkanschlüsse,
· Beschreibung der erbrachten Leistungen,
· Angaben zu SIM, eSIM und Multi-SIM,
· Angaben zu Sprache, Daten, SMS und Roaming,
· Angaben zur Lieferung von Endgeräten und Zubehör,
· Angaben zum Kundenportal oder zur Verwaltungslösung,
· Angaben zu Service-Manager bzw. festen Ansprechpartnern,
· Angaben zur Servicehotline,
· Angaben zur Gewährleistungs- bzw. Garantieabwicklung,
· Angaben zu Migration, Transition oder Rufnummernportierung,
· Angabe, ob es sich um einen öffentlichen Auftraggeber oder einen vergleichbaren institutionellen Auftraggeber handelt.
Der Auftraggeber ist berechtigt, die Referenzangaben beim jeweiligen Referenzgeber zu überprüfen.
Mindestens eine der drei Referenzen muss eine Leistung mit mindestens 2.000 Mobilfunkverträgen oder Mobilfunkanschlüssen umfassen.
Mindestens eine der drei Referenzen muss die Lieferung von Mobilfunkendgeräten und Zubehör umfassen.
Mindestens eine der drei Referenzen muss ein Kundenportal oder eine vergleichbare Verwaltungslösung zur Verwaltung von Mobilfunkverträgen, SIM-Karten, eSIMs, Multi-SIMs, Tarifen, Bestellungen oder Auswertungen umfassen.
Die Anforderungen können durch dieselbe Referenz oder durch unterschiedliche Referenzen erfüllt werden.


Hinweis:
Die geforderten Anforderungen müssen im Rahmen des Referenzprojektes bereits vollständig erfüllt sein. Es ist hingegen nicht erforderlich, dass der Vertrag bereits (vollständig) erfüllt und abgeschlossen ist.
Fügen Sie Ihrem Teilnahmeantrag an dieser Stelle die oben genannte Darstellung wie verlangt auf dem nachfolgenden Vordruck bei!

[bookmark: _Hlk216444765]Vordruck für die Beschreibung von Referenzen (Vordruck kann vom Unternehmen vervielfältigt werden):


V 10 - Eigenerklärung gemäß § 123 GWB
Das Unternehmen erklärt, dass es keinen der unter § 123 GWB genannten und nachfolgend abgedruckten Ausschlusstatbestände erfüllt.
Nach § 123 Abs. 1 GWB ist ein Unternehmen von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren wegen Unzuverlässigkeit auszuschließen, wenn der Auftraggeber Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt ist wegen:
	1. [bookmark: _Hlk213252469]§ 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),
2. § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen,
3. § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche),
4. § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
5. § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
6. § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 299b des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen),
7. § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern) oder § 108f des Strafgesetzbuchs (unzulässige Interessenwahrnehmung),
8. den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete),
9. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder
10. den §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis 233a des Strafgesetzbuches (Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung).



Einem Verstoß gegen diese Vorschriften gleichgesetzt sind Verstöße gegen entsprechende Strafnormen anderer Staaten. Ein Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn sie für dieses Unternehmen bei der Führung der Geschäfte selbst verantwortlich gehandelt hat oder ein Aufsichts- oder Organisationsverschulden gemäß § 130 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) einer Person im Hinblick auf das Verhalten einer anderen für das Unternehmen handelnden, rechtskräftig verurteilten Person vorliegt.
Nach § 123 Abs. 4 GWB werden Unternehmen zudem von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausgeschlossen, wenn
1. das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder
2. die öffentlichen Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1 nachweisen können.

Eine etwaige Selbstreinigung des Unternehmens nach § 125 GWB bleibt vorbehalten und ist im Teilnahmeantrag darzulegen und nachzuweisen.
	     
	     

	Ort & Datum
	Name der erklärenden Person



Hinweise:
Im Falle einer Bietergemeinschaft fügen Sie Ihrem Teilnahmeantrag die Erklärung jeweils von allen Mitgliedern der Bietergemeinschaft bei.

Im Falle einer Eignungsleihe (§ 47 Abs. 1 S. 1 VgV) fügen Sie Ihrem Teilnahmeantrag die Erklärung jeweils von allen benannten dritten Unternehmen bei.


V 11 - Eigenerklärung gemäß § 124 GWB

Das Unternehmen erklärt entsprechend § 124 Abs. 1 Nr. 4 GWB, dass es keinen der unter 
§ 124 GWB genannten und nachfolgend abgedruckten Ausschlusstatbestände erfüllt.
Nach § 124 Abs. 1 GWB können Unternehmen von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausgeschlossen werden, wenn
	1. das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat,
2. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat,
3. das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird; § 123 Absatz 3 GWB ist entsprechend anzuwenden,
4. der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,
5. ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann,
6. eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann,
7. das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat,
8. das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln, oder
9. das Unternehmen
a) versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen,
b) versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder
c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu übermitteln.


Eine etwaige Selbstreinigung des Unternehmens nach § 125 GWB bleibt vorbehalten und ist im Teilnahmeantrag darzulegen und nachzuweisen.
	     
	     

	Ort & Datum
	Name der erklärenden Person



Hinweise:
Im Falle einer Bietergemeinschaft fügen Sie Ihrem Teilnahmeantrag die Erklärung jeweils von allen Mitgliedern der Bietergemeinschaft bei.

Im Falle einer Eignungsleihe (§ 47 Abs. 1 S. 1 VgV) fügen Sie Ihrem Teilnahmeantrag die Erklärung jeweils von allen benannten dritten Unternehmen bei.


[bookmark: _Toc100051635][bookmark: _Toc150849011]V 12 - Sonstige Eigenerklärungen
Hiermit erklärt das Unternehmen, dass dieses und dessen nach Satzung oder Gesetz Vertretungsberechtigte die unter § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 98c des Aufenthaltsgesetzes, § 19 des Mindestlohngesetzes, § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2959) genannten Ausschlusstatbestände nicht erfüllen.
1. § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AEntG):
	[bookmark: _Hlk144723268]Von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag der in §§ 99 und 100 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen genannten Auftraggeber sollen Bewerber oder Bewerberinnen für eine angemessene Zeit bis zur nachgewiesenen Wiederherstellung ihrer Zuverlässigkeit ausgeschlossen werden, die wegen eines Verstoßes nach § 23 Absatz 1 Nummer 1 bis 9 und 11 oder Absatz 2 mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind. Das Gleiche gilt auch schon vor Durchführung eines Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall angesichts der Beweislage kein vernünftiger Zweifel an einer schwerwiegenden Verfehlung im Sinne des Satzes 1 besteht.


[bookmark: _Hlk144722155]
	[bookmark: _Hlk144723087]§ 23 Abs. 1 Nr. 1-9 AEntG:
Nach § 23 Absatz 1 Nummer 1 bis 9 AEntG handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 eine Arbeitsbedingung, deren Einhaltung nach § 16 von den Behörden der Zollverwaltung geprüft wird, nicht oder nicht rechtzeitig gewährt oder einen Beitrag nicht oder nicht rechtzeitig leistet,
2. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 Satz 1 Nummer 1 oder 3 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes eine Prüfung nicht duldet oder bei einer Prüfung nicht mitwirkt,
3. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 Satz 1 Nummer 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes das Betreten eines Grundstücks oder Geschäftsraums nicht duldet,
4. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 5 Satz 1 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes Daten nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig übermittelt,
5. entgegen § 18 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 1 eine Anmeldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig vorlegt oder nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig zuleitet,
6. entgegen § 18 Absatz 1 Satz 3, auch in Verbindung mit Absatz 2 Satz 2 oder Absatz 3 Satz 2, eine Änderungsmeldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig macht,
7. entgegen § 19 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstellt oder nicht oder nicht mindestens zwei Jahre aufbewahrt,
8. entgegen § 19 Absatz 2 eine Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise bereithält,
9. entgegen § 19 Absatz 2a Satz 1 nicht sicherstellt, dass die dort genannten Unterlagen zur Verfügung stehen.



	[bookmark: _Hlk144723166]§ 23 Abs. 1 Nr. 11 AEntG:
Nach § 23 Absatz 1 Nummer 11 AEntG handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 19 Absatz 2b Satz 1 oder 3 eine Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig übermittelt.



	[bookmark: _Hlk144723318]§ 23 Abs. 2 AEntG:
Nach § 23 Abs. 2 AEntG handelt ordnungswidrig, wer Werk- oder Dienstleistungen in erheblichem Umfang ausführen lässt, indem er als Unternehmer einen anderen Unternehmer beauftragt, von dem er weiß oder fahrlässig nicht weiß, dass dieser bei der Erfüllung dieses Auftrags
1. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 eine Arbeitsbedingung, deren Einhaltung nach § 16 von den Behörden der Zollverwaltung geprüft wird, nicht oder nicht rechtzeitig gewährt oder einen Beitrag nicht oder nicht rechtzeitig leistet oder
2. einen Nachunternehmer einsetzt oder zulässt, dass ein Nachunternehmer tätig wird, der entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 eine Arbeitsbedingung, deren Einhaltung nach § 16 von den Behörden der Zollverwaltung geprüft wird, nicht oder nicht rechtzeitig gewährt oder einen Beitrag nicht oder nicht rechtzeitig leistet.


1. § 98c des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG):
	[bookmark: _Hlk144723614][bookmark: _Hlk144909377]Öffentliche Auftraggeber nach § 99 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen können einen Bewerber oder einen Bieter vom Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag ausschließen, wenn dieser oder dessen nach Satzung oder Gesetz Vertretungsberechtigter
1. nach § 404 Absatz 2 Nummer 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch mit einer Geldbuße von wenigstens Zweitausendfünfhundert Euro rechtskräftig belegt worden ist oder
2. nach den §§ 10, 10a oder 11 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen rechtskräftig verurteilt worden ist.



	§ 404 Abs. 2 Nr. 3 SGB III:
Nach § 404 Abs. 2 Nr. 3 SGB III handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 284 Abs. 1 oder § 4a Absatz 5 Satz 1 oder 2 des Aufenthaltsgesetzes eine Ausländerin oder einen Ausländer beschäftigt.



	[bookmark: _Hlk144723453]§ 10 SchwarzArbG:
(1) Wer vorsätzlich eine in § 404 Abs. 2 Nr. 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch bezeichnete Handlung begeht und den Ausländer zu Arbeitsbedingungen beschäftigt, die in einem auffälligen Missverhältnis zu den Arbeitsbedingungen deutscher Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen stehen, die die gleiche oder eine vergleichbare Tätigkeit ausüben, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) In besonders schweren Fällen des Absatzes 1 ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter gewerbsmäßig oder aus grobem Eigennutz handelt.



	[bookmark: _Hlk144723490]§ 10a SchwarzArbG:
Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen § 4a Absatz 5 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes einen Ausländer beschäftigt und hierbei eine Lage ausnutzt, in der sich der Ausländer durch eine gegen ihn gerichtete Tat eines Dritten nach § 232a Absatz 1 bis 5 oder § 232b des Strafgesetzbuchs befindet.



	[bookmark: _Hlk144724875]§ 11 SchwarzArbG:
(1) Wer
1. gleichzeitig mehr als fünf Ausländer entgegen § 284 Abs. 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch beschäftigt oder entgegen § 4a Absatz 5 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes beschäftigt oder mit Dienst- oder Werkleistungen beauftragt,
2. eine in
a) § 404 Abs. 2 Nr. 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch,
b) § 404 Abs. 2 Nr. 4 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch,
c) § 98 Absatz 2a Nummer 1 des Aufenthaltsgesetzes oder
d) § 98 Abs. 3 Nr. 1 des Aufenthaltsgesetzes
bezeichnete vorsätzliche Handlung beharrlich wiederholt oder
3. entgegen § 4a Absatz 5 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes eine Person unter 18 Jahren beschäftigt,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, Nummer 2 Buchstabe a oder Buchstabe c oder Nummer 3 aus grobem Eigennutz, ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe.


1. § 19 des Mindestlohngesetzes (MiLoG):
	[bookmark: _Hlk144724174]Von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag der in §§ 99 und 100 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen genannten Auftraggeber sollen Bewerberinnen oder Bewerber für eine angemessene Zeit bis zur nachgewiesenen Wiederherstellung ihrer Zuverlässigkeit ausgeschlossen werden, die wegen eines Verstoßes nach § 21 Absatz 1 Nummer 1 bis 8, 10 und 11 oder Absatz 2 mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind.



	[bookmark: _Hlk144723939]§ 21 Abs. 1 Nr. 1-8 MiLoG:
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 15 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 3 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes eine Prüfung nicht duldet oder bei einer Prüfung nicht mitwirkt,
2. entgegen § 15 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes das Betreten eines Grundstücks oder Geschäftsraums nicht duldet,
3. entgegen § 15 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 5 Satz 1 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes Daten nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig übermittelt,
4. entgegen § 16 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 1 eine Anmeldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig vorlegt oder nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig zuleitet,
5. entgegen § 16 Absatz 1 Satz 3, auch in Verbindung mit Absatz 2 Satz 2 oder Absatz 3 Satz 2, eine Änderungsmeldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig macht,
6. entgegen § 17 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstellt oder nicht oder nicht mindestens zwei Jahre aufbewahrt,
7. entgegen § 17 Absatz 2 eine Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise bereithält,
8. entgegen § 17 Absatz 2a Satz 1 nicht sicherstellt, dass die dort genannten Unterlagen zur Verfügung stehen,



	[bookmark: _Hlk144724084]§ 21 Abs. 1 Nr. 10 u. Nr. 11 MiLoG:
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
10. entgegen § 17 Absatz 2b Satz 1 oder 3 eine Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig übermittelt oder
11. entgegen § 20 das dort genannte Arbeitsentgelt nicht oder nicht rechtzeitig zahlt.



	[bookmark: _Hlk144725061]§ 21 Abs. 2 MiLoG:
(2) Ordnungswidrig handelt, wer Werk- oder Dienstleistungen in erheblichem Umfang ausführen lässt, indem er als Unternehmer einen anderen Unternehmer beauftragt, von dem er weiß oder fahrlässig nicht weiß, dass dieser bei der Erfüllung dieses Auftrags
1. entgegen § 20 das dort genannte Arbeitsentgelt nicht oder nicht rechtzeitig zahlt oder
2. einen Nachunternehmer einsetzt oder zulässt, dass ein Nachunternehmer tätig wird, der entgegen § 20 das dort genannte Arbeitsentgelt nicht oder nicht rechtzeitig zahlt.


1. § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes (SchwarzArbG):
	(1) Von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag der in den §§ 99 und 100 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen genannten Auftraggeber sollen Bewerber bis zu einer Dauer von drei Jahren ausgeschlossen werden, die oder deren nach Satzung oder Gesetz Vertretungsberechtigte nach
1. § 8 Abs. 1 Nr. 2, §§ 10 bis 11,
2. § 404 Abs. 1 oder 2 Nr. 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch,
3. §§ 15, 15a, 16 Abs. 1 Nr. 1, 1c, 1d, 1f oder 2 des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes oder
4. § 266a Abs. 1 bis 4 des Strafgesetzbuches
zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als neunzig Tagessätzen verurteilt oder mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind. Das Gleiche gilt auch schon vor Durchführung eines Straf- oder Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall angesichts der Beweislage kein vernünftiger Zweifel an einer schwerwiegenden Verfehlung nach Satz 1 besteht. Die für die Verfolgung oder Ahndung zuständigen Behörden nach Satz 1 Nr. 1 bis 4 dürfen den öffentlichen Auftraggebern nach § 99 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen und solchen Stellen, die von öffentlichen Auftraggebern zugelassene Präqualifikationsverzeichnisse oder Unternehmer- und Lieferantenverzeichnisse führen, auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte geben. Öffentliche Auftraggeber nach Satz 3 fordern im Rahmen ihrer Tätigkeit Auskünfte aus dem Wettbewerbsregister an oder verlangen vom Bewerber eine Erklärung, dass die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach Satz 1 oder 2 nicht vorliegen; auch im Falle einer Erklärung des Bewerbers können öffentliche Auftraggeber Auskünfte aus dem Wettbewerbsregister jederzeit anfordern. Für den Bewerber, der den Zuschlag erhalten soll, fordert der öffentliche Auftraggeber nach Satz 3 bei Aufträgen ab einer Höhe von 30 000 Euro vor Zuschlagserteilung eine Auskunft aus dem Wettbewerbsregister an. Der Bewerber ist vor der Entscheidung über den Ausschluss zu hören.
(2) Eine Verfehlung nach Absatz 1 steht einer Verletzung von Pflichten nach § 241 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gleich.


1. § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LkSG):
	(1) Von der Teilnahme an einem Verfahren über die Vergabe eines Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrags der in den §§ 99 und 100 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen genannten Auftraggeber sollen Unternehmen bis zur nachgewiesenen Selbstreinigung nach § 125 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ausgeschlossen werden, die wegen eines rechtskräftig festgestellten Verstoßes nach § 24 Absatz 1 mit einer Geldbuße nach Maßgabe von Absatz 2 belegt worden sind. Der Ausschluss nach Satz 1 darf nur innerhalb eines angemessenen Zeitraums von bis zu drei Jahren erfolgen.
(2) Ein Ausschluss nach Absatz 1 setzt einen rechtskräftig festgestellten Verstoß mit einer Geldbuße von wenigstens einhundertfünfundsiebzigtausend Euro voraus. Abweichend von Satz 1 wird
1. in den Fällen des § 24 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 ein rechtskräftig festgestellter Verstoß mit einer Geldbuße von wenigstens eine Million fünfhunderttausend Euro,
2. in den Fällen des § 24 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 ein rechtskräftig festgestellter Verstoß mit einer Geldbuße von wenigstens zwei Millionen Euro und
3. in den Fällen des § 24 Absatz 3 ein rechtskräftig festgestellter Verstoß mit einer Geldbuße von wenigstens 0,35 Prozent des durchschnittlichen Jahresumsatzes vorausgesetzt.
(3) Vor der Entscheidung über den Ausschluss ist der Bewerber zu hören.



	§ 24 Abs. 1 LkSG:
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 4 Absatz 3 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass eine dort genannte Festlegung getroffen ist,
2. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 oder § 9 Absatz 3 Nummer 1 eine Risikoanalyse nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig durchführt,
3. entgegen § 6 Absatz 1 eine Präventionsmaßnahme nicht oder nicht rechtzeitig ergreift,
4. entgegen § 6 Absatz 5 Satz 1, § 7 Absatz 4 Satz 1 oder § 8 Absatz 5 Satz 1 eine Überprüfung nicht oder nicht rechtzeitig vornimmt,
5. entgegen § 6 Absatz 5 Satz 3, § 7 Absatz 4 Satz 3 oder § 8 Absatz 5 Satz 2 eine Maßnahme nicht oder nicht rechtzeitig aktualisiert,
6. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 eine Abhilfemaßnahme nicht oder nicht rechtzeitig ergreift,
7. entgegen 
a) § 7 Absatz 2 Satz 1 oder
b) § 9 Absatz 3 Nummer 3
ein Konzept nicht oder nicht rechtzeitig erstellt oder nicht oder nicht rechtzeitig umsetzt,
8. entgegen § 8 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit § 9 Absatz 1, nicht dafür sorgt, dass ein Beschwerdeverfahren eingerichtet ist,
9. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 2 eine Dokumentation nicht oder nicht mindestens sieben Jahre aufbewahrt,
10. entgegen § 10 Absatz 2 Satz 1 einen Bericht nicht richtig erstellt,
11. entgegen § 10 Absatz 2 Satz 1 einen dort genannten Bericht nicht oder nicht rechtzeitig öffentlich zugänglich macht,
12. entgegen § 12 einen Bericht nicht oder nicht rechtzeitig einreicht oder
13. einer vollziehbaren Anordnung nach § 13 Absatz 2 oder § 15 Satz 2 Nummer 2 zuwiderhandelt.
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	Ort & Datum
	Name der erklärenden Person




Alternativ: 
Alternativ, d.h. statt der obigen Erklärung, erkläre ich, dass ich die zuvor genannten und oben abgedruckten sonstigen Ausschlusstatbestände nicht erfülle, mit Ausnahme der nachfolgend genannten Ausschlusstatbestände. 
Für diese unten angegebenen Ausschlusstatbestände ist meinerseits gegenüber der Vergabestelle im Rahmen des § 125 GWB („Selbstreinigung“) durch Vorlage entsprechender und geeigneter Unterlagen und sonstiger Erklärungen vollständig nachzuweisen, dass mein Unternehmen: 
1. für jeden durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 
1. die Tatsachen und Umstände, die mit der Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber umfassend geklärt hat, und 
1. konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu vermeiden. 
Die Vergabestelle bewertet die dargestellten, von dem Unternehmen ergriffenen Selbstreinigungsmaßnahmen und berücksichtigt dabei die Schwere und die besonderen Umstände der Straftat oder des Fehlverhaltens. Die Vergabestelle behält sich vor, die Selbstreinigungsmaßnahmen des Unternehmens als unzureichend zu bewerten und das Unternehmen vom weiteren Vergabeverfahren auszuschließen. 
Ausschlusstatbestände, bzgl. welcher eine Selbstreinigung nach § 125 GWB nachgewiesen wird: 
Angabe des Ausschlusstatbestandes
__________________________________________________ 
Angabe des Ausschlusstatbestandes
__________________________________________________ 
(ggf. auf gesondertem Blatt ergänzen) 
	     
	     

	Ort & Datum
	Name der erklärenden Person


Hinweise der Vergabestelle:
Im Falle einer Bietergemeinschaft fügen Sie Ihrem Teilnahmeantrag die Erklärung jeweils von allen Mitgliedern der Bietergemeinschaft bei.
Im Falle einer Eignungsleihe fügen Sie Ihrem Teilnahmeantrag die Erklärung jeweils von allen benannten dritten Unternehmen bei.
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